
Aufhebung und Ersetzung lediglich der Begründung des 
Urteils möglich ist. Dabei geht das Präsidium davon 
aus, daß dem Antrag auf Änderung des Urteilstenors 
der Antrag auf Änderung der Urteilsgründe — iti dem 
durch den Kassationsantrag gegebenen U m f a n g  — im­
manent ist, es sei denn, in dem Antrag wird die al­
leinige Änderung der Gründe ausdrücklich ausgenom­
men oder diese widerspräche dem konkreten Sinn des 
Kassationsantrags. —
Daraus ergibt sich m.E., daß im Kassationsverfahren 
die entsprechende Anwendung des § 563 ZPO, wonach 
eine Revision dann zurückzuweisen ist, wenn die Ent­
scheidungsgrunde zwar eine Gesetzesverletzung erge­
ben, die Entscheidung selbst aber aus anderen Gründen 
richtig ist, generell abzülehnen ist. § 563 ZPO hatte 
nur im Hinblick auf den Charakter der Revision als 
Rechtsmittel Bedeutung, während die Kassation ja kein 
Rechtsmittel ist.
Liegen die sachlichen Voraussetzungen einer Gründe­
kassation vor, dann kann schließlich die Form der Kor­
rektur der Begründung, d.h. ob die Korrektur im Te­
nor oder in den Gründen des Kassalionsurteils vorge­
nommen wird, nicht davon abhängig sein, ob der Kas­
sationsantrag auf die Begründung beschränkt ist oder 
im obigen Sinne weiterreicht. Das Urteil des Präsidiums 
des Obersten Gerichts stellt in seinem — hier nicht ver­
öffentlichten — Tenor klar, daß die Kassation der Ent­
scheidungsgründe durch Anspruch im Urteilstenor zu 
erfolgen hat. Es verwendet dafür die Formulierung: 
„Die Begründung des Urteils . . . wird aufgehoben. Sie 
wird durch die aus diesem Urteil ersichtliche Begrün­
dung ersetzt.“

Oberrichter Dr. Werner S t r a s b e r g ,  Mitglied des 
Präsidiums und Vorsitzender des Kollegiums für Zi­
vil-, Familien- und Arbeitsrechtssachen des Obersten 
Gerichts

§ 823 BGB.
Werden Auszahlungen von einem gepfändeten Spar­
konto durch Mitarbeiter der Sparkasse pflichtwidrig 
entgegen dem Sperrvermerk auf der Kontenkarte vor­
genommen, so ist die Sparkasse dem Gläubiger des 
Konteninhabers schadenersatzpflichtig. Das gilt auch 
dann, wenn das Sparkonto zum Freizügigkeitsverkehr 
zugelassen worden war.
Stadtgericht von Groß-Berlin, Urt. vom ll.-April 1968 
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Die Klägerin hatte am 17. September 1963 einen Arrest­
befehl zur Sicherung vermögensrechtlicher Ansprüche 
gegen ihren Ehemann erwirkt und ließ dessen Spar­
guthaben pfänden. Der Pfändungsbeschluß wurde der 
verklagten Sparkasse am 26. September 1963 zugestellt. 
Mit Schreiben vom 18. Oktober und 25. Dezember 1963 
bestätigte die kontenführende Hauptzweigstelle der 
Verklagten, daß dieses Konto wegen des behaupteten 
Anspruchs von 4 000 M gesperrt sei. Im nachfolgenden 
Scheidungsverfahren wurde der Vermögensausgleichs­
anspruch der Klägerin mit 1 920 M festgestellt.
Trotz der Pfändung hob der geschiedene Ehemann der 
Klägerin am 20. Januar, 13. Februar und 14. Februar 
1964 Beträge von 157,12 M, 2 000 M, 1 000 M und 995 M 
ab. Die beiden ersten Auszahlungen nahm die konten­
führende Hauptzweigstelle vor, die weiteren andere 
Zweigstellen.
Mit der Begründung, die verklagte Sparkasse habe ihre 
Pflichten verletzt, hat die Klägerin beantragt, die Ver­
klagte zur Zahlung eines Teilbetrags von 400 M zu 
verurteilen.
Die Verklagte hat Klagabweisung beantragt. Sie hat 
vorgetragen, die Bestätigungsschreiben der Hauptzweig­
stelle seien in einer für den Prozeßbevöllmächtigten der

Klägerin offenbaren Weise rechtlich unhaltbar gewe­
sen. Die besonderen Bedingungen des Freizügigkeits­
verkehrs machten Abhebungen außerhalb der konten­
führenden Stelle möglich. Die Hauptzweigstelle habe, 
zwar irrtümlich die ersten beiden Beträge ausgezahlt, 
trotzdem sei der Kontenstand immer noch ausreichend 
gewesen, um die der Klägerin später zuerkannte For­
derung von 1 920 M zu befriedigen.
Das Stadtbezirksgericht hat der Klage stattgegeben, 
weil eine Schadenersatzpflicht nach § 823 BGB begrün­
det sei.
Gegen dieses Urteil hat die Verklagte Berufung ein­
gelegt. Sie hat noch dargelegt, daß Gründe für eine 
Kontensperre im Freizügigkeitsverkehr nicht Vorgele­
gen hätten; die Abhebung bei einer anderen als der 
kontenführenden Sparkasse sei von ihr nicht zu vertre­
ten und eine Schadensverursachung durch sie daher aus­
geschlossen.
Die Berufung hatte keinen Erfolg.

Aus den G r ü n d e n :

Dem angefochtenen Urteil ist darin zuzustimmen, daß 
die Nichtbeachtung der Pfändungsmaßnahme zu einem 
Schadenersatzanspruch der Klägerin gemäß § 823 Abs. 1 
BGB führt.
Wenn die kontenführende Hauptzweigstelle in aller 
Eindeutigkeit und wiederholt dem Vertreter der Arrest­
gläubigerin die durchgeführte Pfändung und Konten­
sperre schriftlich bestätigte, so ist für die Behauptung, 
ein Außenstehender habe die Unsinnigkeit einer solchen 
Versicherung erkennen müssen, keinerlei Raum. Im 
Gegenteil mußte die Klägerin darauf vertrauen kön­
nen, daß die Verklagte alle erdenkliche Sorgfalt auf 
eine im Rahmen ihrer Möglichkeiten wirksame Sperre 
richten würde.
Diese Möglichkeiten sind wegen des bestehenden Frei­
zügigkeitsverkehrs allerdings eingeschränkt. In jedem 
Fall hätte aber die Auszahlung in der kontenführenden 
Stelle selbst verweigert werden müssen. Das wäre 
zweckmäßigerweise mit einem Hinweis auf die Arrest­
pfändung und darauf zu verbinden gewesen, daß der 
Konteninhaber über das Konto in Höhe des gesperrten 
Betrags nicht mehr verfügen durfte, weil er bei etwai­
gen Abhebungen im Freizügigkeitsverkehr ausdrücklich 
bestätigen muß, daß er in der Verfügung über sein 
Konto nicht beeinträchtigt ist.
Darüber hinaus teilt der Senat aber auch nicht die 
Bedenken der Verklagten gegen die Handhabung, bei 
der Vorlage des Sparbuchs den auf der Kontenkarte 
enthaltenen Sperrvermerk in das Sparbuch zu übertra­
gen. Aus anderen Anlässen — z. B. bei der Vorlage des 
gepfändeten Sparbuchs durch den Gerichtsvollzieher — 
wird ein derartiger Vermerk ohne weiteres eingetragen. 
Es ist kein Grund dafür ersichtlich, weshalb nicht die 
gerichtliche Entscheidung hinsichtlich der Kontensperre 
auch im Sparbuch selbst kenntlich gemacht werden 
sollte, sobald — gleichgültig, aus welchem Anlaß — das 
Sparbuch vorgelegt wird. Da keine gegenteiligen Vor­
schriften bestehen, ist eine solche Handhabung um so 
mehr geboten, als die Sparkasse im Rahmen ihrer Mög­
lichkeiten verpflichtet ist, bei der Durchsetzung gericht­
licher Maßnahmen mitzuwirken. Sie verletzt damit kei­
nerlei Rechte ihrer Kunden und leistet zugleich einen
Beitrag zur Sicherheit des Rechtsverkehrs.
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Unabhängig von diesen Erörterungen ist der Schaden­
ersatzanspruch aber bereits aus der Nichteinhaltung 
der gegebenen Zusicherung und den Auszahlungen im 
Betrage von 2157,12 M durch die kontenführende 
Hauptzweigstelle begründet. Der Meinung, diese Zah­
lung sei nicht ursächlich für den entstandenen Scha­
den, weil selbst bei Verweigerung der Auszahlung an 
dieser Stelle die Abhebungen im Freizügigkeitsverkehr 
hätten erfolgen können, ist unzutreffend. Die betreffen-
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